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Preispolitische Instrumente zur besseren Aufgabenteilung 

zwischen öffentlichem und privatem Personenverkehr 

Die Situation im Personennahverkehr in den Bal-
lungsgebieten nähert sich dem Zustand desolater 
Verhältnisse während der Spitzenbelastungszeiten. 
Zu den bedeutsamsten Fragestellungen der gegen-
wärtigen Verkehrspolitik zählt daher, ob und inwie-
weit preispolitische Instrumente geeignet sind, den 
weiter stark zunehmenden innerstädtischen Indi-
vidualverkehr mit privaten Personenkraftwagen 
zugunsten des gesamtwirtschaftlich effizienteren 
Personennahverkehrs einzudämmen. 

Bereits 1964 wurden im Sachverständigenbericht 
zur „Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den 
Gemeinden"' die Beseitigung steuerlicher Anreize 
zur Motorisierung und die Überprüfung der Kraft-
fahrzeugbesteuerung erörtert. Auch die Bundes-
regierung empfahl in ihrer Stellungnahme  von 
1965 — als Teil eines Kataloges von „Maßnahmen 
zur Ordnung und Lenkung des Verkehrs" —, die 
steuer- und tarifrechtlichen Vorschriften auf ver-
kehrspolitisch unerwünschte Wirkungen zu über-
prüfen. Der Realisierung sind die Lösungsvor-
schläge seitdem nicht näher gerückt. Dies liegt zum 
Teil daran, daß die Ursache-Wirkungs-Zusammen-
hänge des Einsatzes preispolitischer Instrumente zur 
Erreichung der verkehrspolitischen Zielsetzungen 
nicht ausreichend geklärt sind. Einen Ansatz zur 
Erfassung dieser Zusammenhänge bietet der vor-
liegende Bericht. 

Notwendig zur Beurteilung der Preiselastizität 
der Nachfrage nach Verkehrsleistungen — und da-
mit auch der Wirksamkeit preispolitischer Maß-
nahmen — ist zunächst ein Vergleich der Ausgaben 
für die private und die öffentliche Personenbeförde-
rung. 

Die durchschnittlichen Ausgaben für die private 
Pkw-Haltung (ohne Abschreibungen und Zinsen) — 

Die Entwicklung der Ausgaben für den privaten und 

den öffentlichen Personenverkehr 

1960 I 1962 I 1964 1966 I 1968 

Privater Verkehr 
(Ausgabenvollrechnung) 

Kraftfahrzeugsteuer 

Versicherungen   

Garage,Pfiege,Nebenkosten 

Kraftstoff, Öl   
Bereifung   

Reparaturen, Ersatzteile 

DDf je Personenkraftwagen 

(bei 15000 km lahresfahrlei tung) 

1960 
a 100 

150 159 166 183 193 

213 257 281 407 493 231 

251 302 344 349 372 

762 833 890 926 1094 144 

131 133 128 132 130 

287 422 544 624 714 249 

Zusammen 

Privater Verkehr 

Gesamt (Vollrechnung) . . 

Berufsverk. ( Kraftstoff, Öl) 
ohne Steuervorteil . . . 

mit Steuervorteil . .   

Öffentlicher Verkehr 

Gesamt   

Berufsverkehr   

1794 2106 2 353 2 621 2 996 167 

Dpf je Personenkilometer 

8,30 9,75 10,89 12,13 13,87 167 

4,95 5,43 5,80 6,04 7,13 144 

1,68 2,16 2,53 2,77 5,26 313 

5,98 6,44 7,30 7,78 8,70 145 

3,00 3,25 3,75 4,00 4,35 145 

berechnet für ein Durchschnittsfahrzeug bei einer 
Jahresfahrleistung von 15 000 Kilometern — er-
höhten sich von 1960 bis 1968 um etwa zwei Drittel. 
Der Anstieg wurde teilweise hervorgerufen durch 
die Umschichtung des Pkw-Bestandes zugunsten 
von Fahrzeugen mit größerem Hubraum und stär-
kerer Motorleistung (Struktureffekt)', mehr noch 
durch die aufwärts gerichtete Preisentwicklung bei 
den meisten Kostenarten. Absolut wie relativ am 
stärksten zugenommen haben die Ausgaben für Re-
paraturen (hoher Personalkostenanteil), Ersatzteile 
und Versicherungen. 

t Deutscher Bundestag, Drucksache IV/2661. 
, Deutscher Bundestag, Drucksache IV/3602. 
s Vgl. Wochenbericht des DIW, Nr. 37/1966. 
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Besondere Beachtung verdient die Entwicklung 
der Kraftstoffausgaben. Bis 1966 war die Preisent-
wicklung bei Benzin trotz geringfügig steigender 
Steuerbelastung leicht rückläufig. Der den spezifi-
schen Kraftstoffverbrauch erhöhende Struktureffekt 
führte gleichwohl zu einer Ausgabensteigerung. In 
den folgenden zwei Jahren erfolgten mehrere Er-
höhungen sowohl der Mineralölsteuer als auch der 
Produzentenpreise, die die Aufwärtstendenz der 
Ausgaben durch den Struktureffekt erheblich ver-
stärkten. Ende 1968 senkte die Mineralölindustrie 
— bei starken regionalen Unterschieden — die 
Preise durchschnittlich um 8 vH. Da sich auch der 
Struktureffekt in Zukunft nicht mehr so stark be-
merkbar machen dürfte wie bisher, werden die 
Kraftstoffausgaben je Fahrzeug in diesem Jahr 
niedriger sein als 1968. Damit wird sich die lang-
fristig erkennbare Tendenz sinkender Kraftstoff-
anteile an den Gesamtausgaben fortsetzen. 

Einige Ausgabearten sind abhängig von der 
Marktpreisbildung; die Versicherungstarife folgen 
vor allem dem Schadensverlauf. Nur die Kraftfahr-
zeugsteuer und die Mineralölsteuer — somit also 
der Kraftstoffpreis — sind fiskalisch direkt mani-
pulierbar, bieten sich daher als Steuerungsinstru-
mente an. Um ihre Wirkungen beurteilen zu kön-
nen, muß geklärt werden, inwieweit die privaten 
Pkw-Halter ihre Nutzungsentscheidungen von der 
Höhe der Ausgaben für Kraftfahrzeugsteuer und 
Kraftstoffe abhängig machen. 

Die Entscheidung zur Pkw-Haltung besteht aus 
zwei Arten von Entschlüssen — dem einmaligen 
zur Anschaffung und den wiederkehrenden zur 
Nutzung. Der Anschaffungsentschluß ist teilweise 
irrational motiviert; die wirtschaftlichen Über-
legungen orientieren sich am Preis und der voraus-
sichtlichen Höhe der laufenden Ausgaben. Dabei 
berücksichtigen viele Pkw-Käufer die ihrer Höhe 
und Fälligkeit nach unbestimmten Reparatur- und 
Ersatzteilausgaben sowie die Ausgaben für Garage, 
Pflege und Nebenkosten ex ante nicht. Nach der An-
schaffung, wenn Kraftfahrzeugsteuer und Versiche-
rungsprämie bezahlt sind, gehen die privaten Pkw-
Halter in der Regel sogar zu einer Art Grenzkosten-
kalkulation über und legen ihren täglichen Nut-
zungsentscheidungen lediglich noch die Kraftstoff-
ausgaben zugrunde. 

Um mit den Ausgaben für den öffentlichen Ver-
kehr je Personenkilometer vergleichbare Werte zu 
erhalten, erweist sich eine Trennung der privaten 
Verkehrsleistung in Berufsverkehr und übrigen 
Verkehr als zweckmäßig. Von den angenommenen 
15 000 km Jahresfahrleistung entfallen 4600 km auf 
den Berufsverkehr', für den eine Besetzung mit nur 
einer Person unterstellt wird". Im Schaubild wird 
die Entwicklung der Ausgaben je Pkm auf der 
Grundlage der Vollkosten- und Kraftstoffkalku-
lation dargestellt. 

Der ausgehend von einem bereits sehr hohen Ni-
veau außerordentlich starke Anstieg der Ausgaben 

AUSGABEN DER BENUTZER ÖFFENTLICHER UND PRIVATER 
VERKEHRSMITTEL JE PERSONENKILOMETER 

OPf/Pkm 
16  

14 

12 

10 

, Vollkostenkalkulation 
PKW 

Offentlicher Yerkehr 
insgesamt 

Berufsverkehr PKW 
ohne Steuervorteil 
19raftstof f kalkulationl 

Berufsverkehr PKW 
mit Steuervorteit 

__— — Öffentlicher Berufs-
verkehr 

o  ;  
1960 62 64 66 

I 
68 f 70 

DIW 69 

je Personenkilometer im Verkehr mit Pkw nach der 
Vollrechnung scheint die obige Hypothese der 
Grenzkostenkalkulation zu bestätigen. Obwohl die 
Substitutionselastizität der Nachfrage bei den pri-
vaten Pkw-Haltern gering sein dürfte, ließe sich das 
Vordringen des individuellen Berufsverkehrs nicht 
erklären, wenn die Vollrechnung Grundlage der 
Entscheidung für die Fahrt zur Arbeitsstätte wäre. 
Nach der Vollrechnung waren die Ausgaben bereits 
1960 rund dreimal so hoch wie die Preise je Pkm im 
öffentlichen Berufsverkehr, wobei sich die Relation 
zwischen beiden noch zunehmend verschlechterte. 

Die den Ausgaben des privaten Verkehrs gegen-
überzustellenden Ausgaben für die öffentliche Per-
sonenbeförderung werden als Erträge je Personen-
kilometer statistisch ausgewiesen. In der Ertrags-
entwicklung der öffentlichen Unternehmen kommt 
deren Kostenentwicklung nur teilweise zum Aus-
druck. Zwar folgen die Verkehrstarife tendenziell 
den Kosten, jedoch nur in größeren zeitlichen Ab-
ständen und in der Regel mit geringerer Steigerung. 
Rationalisierungsbestrebungen stehen teilweise im 
Widerspruch zur Notwendigkeit, die Qualität des 
Angebots zu erhöhen. Die Produktivitätssteigerun-
gen halten daher mit der Lohnentwicklung nicht 
Schritt. Die Folgen zeigen sich in wachsenden Defi-
ziten mit entsprechender Belastung der öffentlichen 
Haushalte. Der den öffentlichen Unternehmen auf-
erlegte Grundsatz der Eigenwirtschaftlichkeit steht 
heute im Gegensatz zum Prinzip der Daseinsfür-

Mittlere Entfernung zur Arbeitsstätte 10 km, 230 Arbeitstage. 

s Verkehrszählungen ergaben eine mittlere Besetzung im 
Berufsverkehr von 1,4 Personen. Zur Ermittlung der Höchstbe-
lastung wird hier jedoch mit dem Besetzungswert 1 gerechnet. 
Beim übrigen Verkehr wird mit einer mittleren Besetzung von 
1,65 Personen gerechnet. Bei der Berechnung der Ausgaben je 
Pkm werden die Kraftstoffausgaben im Verhältnis der Fahr-
leistungen auf Berufs- und übrigen Verkehr aufgeteilt. 
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sorge bei der Tarifgestaltung, nimmt den Unterneh-
men aber auch die Möglichkeit des gezielten Preis-
wettbewerbs. 

Der Vergleich zwischen den Ausgaben für den 
privaten bzw. den öffentlichen Verkehr zeigt frei-
lich, daß ein Preiswettbewerb im Berufsverkehr 
gegenwärtig kaum Aussicht auf Erfolg hätte. Die 
Erträge aus dem Berufsverkehr betragen zwar etwa 
die Hälfte der Erträge des gesamten öffentlichen 
Personenverkehrs; sie liegen trotzdem jedoch nur 
geringfügig unter den Kraftstoffausgaben des pri-
vaten Berufsverkehrs. Bezieht man darüber hinaus 
den Lohnsteuervorteil ein', dann waren bis 1966 
die Ausgaben je Pkm für den privaten Berufsver-
kehr erheblich niedriger als für die öffentliche Be-
förderung. Die 1967 erfolgte Herabsetzung der Kilo-
meterpauschale auf 0,36 DM steigerte die Pkw-Aus-
gaben nur geringfügig über die für öffentliche 
Leistungen. 

Investitionshilfen, Zuschüsse zu den Verlusten im 
Berufsverkehr und die Entlastung der Kostenrech-
nung von den Konzessionsabgaben, den Kraftfahr-
zeug- und Mineralölsteuern sowie Befreiung von 
der Mehrwertsteuer (oder Ermäßigung) werden den 
öffentlichen Unternehmen kaum genügend Spiel-
raum für einen Preiswettbewerb verschaffen. Eine 
noch erheblich verbilligte oder gar unentgeltliche 
Bereitstellung der öffentlichen Verkehrsleistungen 
im Berufsverkehr dürfte eine ausreichende Um-
lenkung der Nachfrage wegen der geringen Preis-
elastizität bei den Pkw-Benutzern nicht bewirken, 
weil die Qualität der individuellen Verkehrsleistung 
ungleich höher bewertet wird als die der öffent-
lichen. 

Erst eine relativ starke Erhöhung der Ausgaben 
für den Pkw im Berufsverkehr, die die Pkw-Halter 
diesem direkt zuzurechnen hätten, würde eine Rück-
kehr zum öffentlichen Verkehr einleiten'. Eine Ver-
teuerung des individuellen Berufsverkehrs erscheint 
gerechtfertigt und auch systemkonform, berücksich-
tigt man die hohen gesellschaftlichen Kosten der 
Spitzenbelastung — durch überdimensionierte Ver-
kehrswege, kostspielige Steuerungs- und Sicher-
heitssysteme, Zeitverluste und Unfallfolgekosten. 

In der gegenwärtigen Diskussion wird jedoch 
nicht ein Schritt in dieser Richtung, sondern eine 
Heraufsetzung der Kilometerpauschale für Arbeit-
nehmer gefordert. Begründet wird dies mit kon-
junktur-, verteilungs- und außenwirtschaftspoliti-
schen Überlegungen. Nicht gedacht wird jedoch an 
die verkehrspolitisch naheliegenden Ziele. Von hier 
aus gesehen wäre ein völliger Wegfall der Kilo-
meterpauschale eher zu motivieren. 

Eine solche Maßnahme würde allerdings gegen 
die Prinzipien der Steuergerechtigkeit verstoßen — 
hier der Gleichbehandlung Selbständiger und Un-
selbständiger. Gerade dieses Prinzip war 19546 für 
die Einführung der Kilometerpauschale mit ent-
scheidend. Diesem berechtigten Einwand könnte 
durch eine strengere Trennung der privaten und 
gewerblichen Nutzung bei den Selbständigen zu-

sammen mit einer Erhöhung des steuerlichen Arbeit-
nehmerfreibetrages Rechnung getragen werden. Mit 
einer kräftigen Erhöhung des Freibetrages könnte 
auch konjunkturpolitisch begründeten Vorschlägen 
zur Erhöhung des Pauschbetrages gefolgt werden: 
Sie würde zu einer Verstärkung des Masseneinkom-
mens und damit zu einer zusätzlichen Erhöhung der 
Inlandsnachfrage führen. 

Eine spürbare Veränderung in der Struktur des 
Berufsverkehrs zugunsten öffentlicher Verkehrs-
mittel wäre vom Fortfall der Kilometerpauschale 
allein indes noch immer nicht zu erwarten. Er würde 
lediglich zu einer Ausgabenerhöhung je Personen-
kilometer für den privaten Berufsverkehr um 2 Dpf 
führen. Die Mehrkosten bei Treibstoff kostenkalku-
lation von knapp 3 Dpf/Pkm gegenüber den Aus-
gaben, die bei Benutzung öffentlicher Verkehrs-
mittel entstehen, sind zu gering, um die Verhaltens-
weisen in der gewünschten Richtung zu beeinflussen. 

Eine andere, den Umlenkungseffekt fördernde 
Maßnahme, die zudem mit den geltenden Steuer-
rechtslinien bei der Bemessung der Werbungskosten 
in Einklang stünde, könnte in der Beibehaltung der 
Kilometerpauschale zu sehen sein, wenn diese an 
den Tatbestand der Nichtbenutzung des Pkw im 
Berufsverkehr geknüpft würde. Die bisherige Kilo-
meterpauschale würde dann — auch aus Gründen 
der Sozialgerechtigkeit — allen Benutzern öffent-
licher Verkehrsmittel in der alten Höhe gewährt 
werden. Also auch jenen, die bisher nicht mit dem 
Pkw fuhren und deren Aufwendungen für öffent-
liche Verkehrsmittel kaum je die Höhe der Wer-
bungskostenpauschale erreichten'. 

Verstärkt werden könnte diese Maßnahme durch 
die zusätzliche Erhebung einer fahrleistungsabhän-
gigen Abgabe für die Nutzung des Fahrzeugs im 
Berufsverkehr. Diese Abgabe könnte sowohl mit 
den regionalen Unterschieden der Verkehrsdichte 
als auch mit der Einkommenshöhe variiert angewen-
det werden. Sie würde damit einen siedlungs- bzw. 
raumordnungspolitischen Effekt ausüben können. 

An welche Lösung des Personennahverkehrspro-
blems in den Ballungsgebieten auch immer gedacht 
wird — die Verkehrspolitik als Teil der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik sollte zunächst eine Lösung mit 
pretialen Instrumenten versuchen, bevor sie zu Mit-
teln hoheitlicher Ordnungsmacht greift. 

6 Berechnung: übrige Werbungskosten 165 DM, 2300 Entfer-
nungskilometer x 0,36 DM (1968), Kilometerpauschale — 828 DM. 
Gesamte Werbungskosten — 993 DM abzüglich Grundpauschale 
564 DM — 429 DM. Steuersatz 20 vH, Steuervorteil — 85,80 DM. 

7 Eventuell könnte man die Umlenkungseffekte auch durch 
Prämien- oder Bonusgewährung bei Nichtbenutzung des PKW 
erzielen. Aus Platzgründen wird die Betrachtung hier jedoch 
auf das Mittel der Ausgabenerhöhung beschränkt. 

e Einkommensteuergesetz vom 21. 12. 1954 (EStG 1955) und 
Erste Lohnsteuer-Änderungsverordnung 1955 vom 5. April 1955, 
BGBl. I, S. 176. 

s Die Praktikabilität dieser Vorschläge ist abhängig von der 
Bereitstellung nicht allzu komplizierter Lösungen der erfas-
sungs- und erhebungstechnischen Probleme. Zu denken wäre an 
den Nachweis der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel durch 
die Fahrtausweise, die Ausgabe verschiedenfarbiger Kennzeichen 
an die PKW-Benutzer, gesetzliche Regelung der Fahrtzwecke 
(Urlaub, Städtewechsel, Notfälle, Nichterwerbspersonen usw.) in 
Spitzenbelastungszeiten sowie die notwendigen Ausnahmen für 
sehr weit von ihrer Arbeitsstätte oder in Gebieten ohne ausrei-
chendes öffentliches Verkehrsangebot wohnende Arbeitnehmer. 
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Integration der Entwicklungsländer in den Welthandel 
bleibt unbefriedigend 

In der ersten Hälfte der von der UNO zum „Ent-
wicklungsjahrzehnt" erklärten Zeitspanne von 1960 
bis 1970 betrug die durchschnittliche jährliche 
Wachstumsrate des realen Sozialprodukts der 
Gruppe der Entwicklungsländer' 4,5 vH. Damit ist 
das für die ganze Dekade anvisierte Wachstumsziel 
von durchschnittlich 5 vH immer noch erreichbar. 
Aber auch dieses Ergebnis wäre für die Entwick-
lungsländer angesichts der Bevölkerungsexplosion 
sehr bescheiden. 

Starke Wachstumseffekte hatten die Entwick-
lungsländer dabei vor allem von ihrem Außenhan-
del erwartet. Die Ausweitung des Weltexports 
beschleunigte sich zwar in den sechziger Jahren: 
Von durchschnittlich 6,4 vH in der zweiten Hälfte 
der fünfziger Jahre stieg die Zuwachsrate auf 8,1 vH 
in der Zeit von 1960 bis 1966. Nach einer Schwäche-
periode - 1967 verringerte sich das Wachstum 
gegenüber dem Vorjahr auf 5,2 vH - dürfte 1968 
mit 10 vH ein beträchtlicher Zuwachs erreicht wor-
den sein. Bei dieser- global gesehen- erfreulichen 
Entwicklung haben sich jedoch beträchtliche, zu 
Lasten der Entwicklungsländer gehende Regional-
verschiebungen vollzogen: Das Wachstumstempo 
der Exporte der Entwicklungsländer blieb hinter 
dem der Ausfuhren der westlichen Industrienatio-
nen und der sozialistischen Länder zurück, wenn-
gleich die Entwicklungsländer ihre Exporte von 
1960 bis 1966 (+ 6,1 vH) schneller als von 1955 bis 
1960 (+ 2,8 vH) steigern konnten. So stieg nicht nur 
der Anteil der westlichen entwickelten Länder am 
Weltexport zwischen 1950 und 1966 von 61 auf 
knapp 70 vH, auch die sozialistischen Länder er-
höhten ihren Anteil von 8 auf gut 11 vH, während 
sich die Position der Entwicklungsländer durch die 

Verringerung von 31 auf 19 vH erheblich ver-
schlechterte. 

Die vorliegenden Ziffern über den Weltexport 
zeigen ferner, daß der Eigenhandel der Gruppe der 
westlichen Industrieländer nach 1950 wachsende 
Bedeutung erlangt hat. Im Bereich der sozialisti-
schen Länder war diese Tendenz zunächst gleich-
falls sehr ausgeprägt, hat sich aber seit Mitte der 
fünfziger Jahre etwas abgeschwächt. 1966 war die-
ser Anteil mit 60 vH erheblich geringer. Wenngleich 
der Warenverkehr zwischen den einzelnen Entwick-
lungsländern absolut zunahm, ging sein Anteil ab 
1950 ständig zurück und spielte 1966 mit rund 
4 vH des Welthandels bzw. mit knapp 21 vH der Ge-
samtexporte dieser Ländergruppe eine noch gerin-
gere Rolle als zu Beginn der fünfziger Jahre. 

Ungünstige Exportstruktur 

Die Bemühungen, die Entwicklungsländer stärker 
in die internationale Arbeitsteilung einzubeziehen 
und ihre eigene wirtschaftliche Integration durch 
engere Zusammenarbeit beispielsweise im Rahmen 
regionaler Zusammenschlüsse voranzutreiben, sind 
- von gewissen Fortschritten in Lateinamerika  ab-
gesehen - zunächst von wenig Erfolg begleitet ge-
wesen. Neben (wirtschafts-)politischen Ursachen -
Zölle und Kontingente in den industrialisierten 
Ländern sowie Befürchtungen der Entwicklungs-
länder, sich in neue Abhängigkeiten zu begeben -
dürfte dies vor allem auf die ungünstige Waren-
struktur der Exporte aus Entwicklungsländern 
zurückzuführen sein. Die Analyse der Handels-

1 Nur außereuropäische Entwicklungsländer. 
2 Vgl. „Integrationserfolge in Mittelamerika"; Wochen-

bericht des DIW, Nr.38/1966. 

Regionalstruktur des Weltexports 

Mrd. US-$ in vH des Weltexporte in vH des Exp. der Ländergruppe 

1950 1955 1960 1966 1950 1955 1960 1966 1950 1955 1960 1966 

Export der Westlichen Industrieländer . .   

davon in die 
Westlichen Industrieländer   

Sozialistischen Länder   

Entwicklungsländer   

Export der Sozialistischen Länder   
davon in die 

Westlichen Industrieländer   
Sozialistischen Länder   

Entwicklungsländer   

Export der Entwicklungsländer   
davon in die 

Westlichen Industrieländer   
Sozialistischen Länder   

Entwicklungsländer   

Gesamtexport 

35,5 60,4 85,5 

23,9 42,1 60,3 

0,9 1,3 3,0 
10,8 16,7 21,8 

4,7 9,4 15,0 

1,6 1,7 2,8 
2,4 6,9 10,8 

0,7 0,6 1,3 

18,0 23,7 27,3 

11,9 17,1 19,8 
1,2 0,6 1,2 

4,9 5,8 6,0 

58,2 93,•5 127,8 

141,5 

105,7 
5,8 

29,5 

23,1 

5,6 

13,8 
3,2 

38,9 

28,2 
2,4 

8,0 

203,5 

61,0 

41,1 

1,5 
18,6 

8,1 

2,7 
4,1 

1,2 

30,9 

20,4 

2,1 
8,4 

100,0 

64,6 

45,0 
1,4 

17,9 

10,1 

1,8 
7,4 

0,6 

25,3 

18,3 
0,6 
6,2 

100,0 

66,9 

47,2 
2,3 

17,1 

11,7 

2,2 
8,5 
1,0 

21,4 

L5,5 

0,9 
4,7 

100,0 

69,5 

51,9 

2,9 

14,7 

11,4 

2,8 

6,8 

1,6 

19,1 

13,9 

1,2 
3,9 

100,0 

100,0 

67,3 
2,4 

30,3 

100,0 

34,7 
51,0 

14,3 

100,0 

66,1 

6,9 
27,0 

100,0 

70,2 

2,2 
27,6 

100,0 

18,8 
74,5 

6,7 

100,0 

73,0 
2,5 

24,5 

100,0 

70,7 

3,6 

25,7 

100,0 

18,9 

72,4 

8,7 

100,0 

72,8 
4,7 

22,5 

100,0 

74,9 
4,3 

20,8 

100,0 

24,9 
60,2 
14,9 

100,0 

72,5 

6,7 
20,8 

Quellen: 1950: Errechnet nach Jahresbericht 
International Trade Statistics 1965, 

ier KW 1967, S. 21. - 1955, 1960, 1966: 
Tab. B. 

UN, Statistical Yearbook 1966, Tab, 149, UN; Yearbook of 
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Regional- und Warenstruktur des Weltexports 
Anteile in vH 

in: 

aus: 

SITC 

Gruppet) 

Welt 2) Westl. Industrie änder 8) Sozialistische Länder 4) Entwicklungsländer 

1955 1960 1966 1955 1960 1966 1955 1%0 1966 1955 1960 1966 

Welt')   

Westl. Industrieländere) . .   

Sozialistische Länder') . . .   

Entwicklungsländer   

0+1 
2+4 
3 
5 
7 

6+8 

0-9 

0+1 
2+4 
3 
5 
7 

6+8 

0-9 

0+1 
2+4 
3 
5 
7 

6+8 

0-9 

0+1 
2+4 
3 
5 
7 

6+8 

0-9 

20,2 
18,9 
11,0 
5,2 

17,5 
25,8 

100,0 

15,7 
14,7 
5,1 
7,1 

23,4 
32,5 

100,0 

15,3 
19,4 
15,1 
4,0 

26,4 
18,9 

17,8 
16,8 
10,0 
6,0 

21,4 
27,0 

100,0 

14,3 
13,5 
3,9 
7,7 

27,6 
32,0 

100,0 

15,2 
14,9 
12,8 
5,0 

25,7 
25,7 

100,0 100,0 

32,8 
29,3 
24,4 
0,9 
0,5 
11,4 

^_9,9 
27,8 
27,7 
1,1 
0,7 
12,3 

100,0 100,0 

15,9 
12,8 
9,3 
6,7 

25,5 
28,1 

100,0 

13,4 
10,2 
3,0 
8,4 

31,6 
31,3 

100,0 

12,4 
13,0 
11,3 
5,1 

29,5 
27,8 

100,0 

27,0 
22,1 
31,2 
1,5 
1,3 

16,4 

100,0 

22,4 
22,6 
10,6 
4,6 

13,8 
25,0 

1()0,0 

16,9 
18,6 
6,0 
6,1 

19,9 
31.3 

1(K),0 

22,7 
24,0 
19,3 
6,7 
7,3 

16,7 

100,0 

35,4 
31,9 
20,6 
0,8 
0,2 
10,8 

1(0,0 

18,9 
19,9 
10,2 
5,6 
18,1 
26,6 

100,0 

14,4 
16,6 
4,5 
7,1 

24,6 
31,9 

100,0 

24,1 
23,7 
18,2 
6,3 
8,1 

19,0 

100,0 

31,5 
29,1 
26,1 
0,9 
0,3 
11,8 

100,0 

16,2 
14,4 
9,8 
6,2 

23,2 
29,0 

100,0 

13,3 
11,8 
3,5 
7,6 

29,8 
32,5 

100,0 

19,6 
22,3 
15,9 
5,5 
8,8 

26,4 

100,0 

26,7 
22,9 
32,3 
1,0 
0,7 

16,1 

100,0 

17,0 
22,2 
10,6 
3,6 

28,2 
18,4 

100,0 

23,1 
23,5 
0,9 
6,2 

21,0 
25,2 

100.0 

13,7 
18,7 
13,9 
3,1 

32,4 
18,1 

100,0 

37,3 
59,0 

1,7 

1,9 

100,0 

14,6 
17,4 
8,0 
4,7 

27,3 
27,3 

100,0 

13,1 
15,3 
0,2 
7,5 

28,2 
34,9 

100,0 

13,0 
12,9 
11,4 
4,3 

30,2 
27,4 

100,0 

32,1 
61,1 

0,4 

6,4 

1(0,0 

15,5 
14,0 
6,7 
6,0 

31,0 
26,4 

100,0 

19,1 
11,6 
0,3 

10,9 
31,9 
25,7 

100,0 

9,7 
10,6 
10,0 
4,9 

35,4 
28,9 

100,0 

44,7 
42,1 
0,4 
1,4 
0,2 

11,1 

100,0 

15,4 
8,3 

12,3 
7,3 

24,2 
30,3 

100,0 

12,2 
4,1 
3,2 
9,6 

32,4 
36,1 

100,0 

5,8 
9,2 

12,9 
4,5 

24,7 
38,2 

100,0 

24,9 
19,7 
37,5 
1,3 
1,6 

13,8 

10(),0 

16,0 
7,5 
10,3 
7,8 

28,6 
28,2 

100,0 

14,0 
4,5 
2,6 
9,5 

35,8 
31,9 

100,0 

9,1 
7,7 
10,8 
6,9 

36,1 
29,4 

100,0 

24,3 
18,3 
37,6 
1,7 
2,2 

15,0 

100,0 

15,1 
6,6 
8,6 
9,1 

31,1 
26,0 

100,0 

13,0 
4,4 
1,6 

10,9 
37,7 
28,1 

100,0 

11,!) 
6,8 
8,6 
5,1) 

41,4 
24,7 

100,0 

23,8 
14,7 
34,5 
3,3 
3,8 
18,8 

100,0 

1) 0+1 : Nahrungsmittel, Getränke und Tabak; 2+4: Rohstoffe, Öle und Fette; 3 : Brennstoffe: 5 : Chemische Produkte; 7 : Masch'nen und Traus-
portausrüstunggen; 6+8: Sonstige Fertigwaren. - 2) Summe der Ländergruppen. - 8) Einschl. Türkei und Jugoslawien. -') Nur Osteuropa. 
Quelle: UN, lllonthly Bulletin of Statistics; März 1961, 1966, 1968. 

ströme zeigt, daß die Benachteiligung der Entwick-
lungsländer im Rahmen der sich wandelnden 
Regionalstruktur ihre Erklärung vornehmlich in 
einer Änderung der Warenstruktur des Welthan-
dels findet: Der Anteil der Halbfabrikate und Fer-
tiggüter am Welthandel nimmt zu, während der 
Anteil der Primärgüter ständig zurückgeht. Er-
schwerend tritt hinzu, daß Primärprodukte mit 
überdurchschnittlichem Exportwachstum, wie einige 
Nahrungsmittel aus gemäßigten Zonen, hauptsäch-
lich von entwickelten Ländern exportiert werden. 

Die Expansion der Nachfrage begünstigte somit 
jene Länder, deren Exporte vornehmlich aus Fertig-
produkten bestehen. Die Entwicklungsländer waren 
insofern eindeutig benachteiligt, als ihr Anteil an der 
am langsamsten wachsenden Gruppe von Export-
gütern, nämlich Rohstoffen, 1960 allein noch mehr als 
ein Viertel ihrer Gesamtexporte ausmachte. Im Jahre 
1966 lag er allerdings bei 22 vH. Der Nahrungs-
mittelanteil fiel gleichfalls, und zwar von 30 vH 
(1960) auf 27 vH (1966). Dagegen erhöhte sich der 
Anteil der Brennstoffe von 28 vH 1960 auf etwas 
über 31 vH im Jahre 1966. Die Ausfuhr von Halb-
und Fertigwaren der Entwicklungsländer wuchs 
zwar sowohl in den Jahren 1955 bis 1960 als auch 
von 1960 bis 1966 schneller als die der sonstigen 
Exporte und verbesserte damit ihren Anteil am 
gesamten Entwicklungsländerexport von 14 vH 
(1960) auf gut 19 vH (1966); verglichen mit dem 
Weltdurchschnitt von 60 vH im Jahre 1966 blieb er 
dennoch bescheiden. Aber nicht nur der Warenaus-
tausch zwischen Industrie- und Entwicklungslän-
dern leidet unter der Zusammensetzung und Quali-
tät des Güterangebots der Entwicklungsländer - 

selbst ihr Eigenhandel wird von der einseitigen 
Exportstruktur behindert. 

Die ungünstige Exportstruktur der Entwicklungs-
länder kommt auch in der Entwicklung ihrer 
Außenhandelspreise zum Ausdruck: Steigerungen 
der mengenmäßigen Ausfuhr schlugen sich auf-
grund sinkender Preise nicht entsprechend in den 
Exporterlösen nieder. Von Einzelfällen abgesehen 
nahmen die Terms of Trade für die Gruppe der Ent-
wicklungsländer einen ungünstigen Verlauf. 

Kaufkrafteinbuße im Außenhandel und 
empfangene Kapitalhilfe 

Die gewährte Kapitalhilfe mußte in den Entwick-
lungsländern zum Teil dazu eingesetzt werden, die 
sich aus der Kaufkrafteinbuße im Außenhandel er-
gebenden Verluste zu kompensieren. Um das Aus-
maß dieser Abdeckung der Verluste zu ermitteln, 
wurde die Kaufkrafteinbuße dem Gesamtwert der 
öffentlichen bilateralen und multilateralen Kapital-
hilfe gegenübergestellt. Die Berechnungen basieren 
auf den in der Zeit von 1953 bis 1957 durchschnitt-
lich erzielten bzw. gezahlten Export- und Import-
preisen. Die ausgewiesenen Exportverluste ergeben 
sich bei Ansatz jener Exporterlöse, die hätten erzielt 
werden können, wenn die jährliche Ausfuhr statt 
zu jeweiligen, zu den Preisen der Basisperiode ver-
kauft worden wäre. Entsprechend handelt es sich 
auf der Importseite um die Differenzbeträge, die 
von den Entwicklungsländern bei Zugrundelegung 
der Importpreise von 1953 bis 1957 hätten aufge-
wendet werden müssen. 

Der durchschnittliche jährliche Verlust betrug 
hiernach während der Zeit von 1961 bis 1966 gut 
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Aullenhandelsverluste der Entwicklungsländer 

aufgrund verschlechterter Terms of Trade sowie öffentliche 

bilaterale und multilaterale Kapitalbilfe 

Zeit 

Gewinne bzw. Verluste 
an Devisen 

Exporte 1 Importe 

Netto- I Öffentliche 
verloste Kapital-

hi Ife 1) 

Verluste als 
Anteil an 
der öffentl. 

Hilfe 

in Mill US - $ in vH 

1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 

2 446 
3 103 

— 2 763 
2 387 

— 2 519 
1940 

662 
945 
654 
361 
0 

— 812 

1 824 
2 158 
2 109 
2026 
2 519 
2 752 

Summe —15 158 + 1 770 13 388 

5 917 
6 165 
6 986 
6 632 
6 913 
7 421 

40 034 

30,8 
3.5,0 
30,2 
30,5 
36,4 
37,1 

33,4 

1) Aus westl. Industrieländern und von internationalen Organisationen. 

Quellen: UNCTAD-Dokument TD/5, Tab. 15 bzw. Tab. 2 im Anhang 
sowie OECD, Development Assistance Efforts and Policies, 
1967 Review, S. 13. 

2,2 Mrd. $ und entsprach damit einem Drittel der 
empfangenen öffentlichen Hilfe der Entwicklungs-
länder. Die Jahre 1967 und 1968 erbrachten nach 
vorliegenden Angaben keine wesentlichen Ände-
rungen in den Terms of Trade. 

Arbeitsplatzverluste in Industrieländern 

Unabhängig davon, daß die derzeitigen Anstren-
gungen der Entwicklungsländer zur Steigerung 
ihrer Ausfuhr intensiviert werden sollten, könnten 
auch die Industrieländer durch eine großzügigere 
Haltung — als sie beispielsweise bei den Verhand-
lungen im Rahmen der Kennedy-Runde gegenüber 
Industriegüterexporten von Entwicklungsländern 
gezeigt wurde — im Wege der Liberalisierung ihrer 
Einfuhr die Zahlungsbilanzsituation vieler Entwick-
lungsländer nachhaltig verbessern. Ein beträcht-
licher Teil der Abwehrreaktionen scheint eher 
emotional motiviert als an einer Analyse der ge-
samtwirtschaftlichen Wirkungen einer gesteigerten 
Einfuhr des gegenwärtigen Warenangebots der 
Entwicklungsländer orientiert zu sein. 

Das International Labour Offices hat versucht, 
die Auswirkungen vermehrter Importe von Indu-
striegütern aus Entwicklungsländern auf die Be-
schäftigtensituation in den Industrieländern zu 
quantifizieren. Zum Vergleich wurden die Verluste 
an Arbeitsplätzen ermittelt, die in den Industrie-
ländern durch wachsende Arbeitsproduktivität 
entstehen'. In den drei betrachteten Gebieten(Nord-
amerika, EWG- und EFTA-Länder) wären in den 
acht untersuchten Industriezweigen' demnach — 
bei unveränderter Gesamtnachfrage — durch die 
um etwa zwei Drittel gestiegenen Importe von In-
dustriewaren aus Entwicklungsländern zwischen 

1961 und 1965 insgesamt etwa 85 000 Arbeitsplätze 
verloren gegangen, das sind weniger als 0,2 vH der 
industriell Beschäftigten. In dergleichen Zeit wären 
infolge von Produktivitätsfortschritten 2,4 Mill. Ar-
beitnehmer freigesetzt worden, fast 30mal soviel 
wie aufgrund des Importeffektes. Selbst in der von 
den Importen am stärksten betroffenen Beklei-
dungsindustrie wurde der Arbeitsplatzverlust in der 
EWG auf ein Drittel und in Nordamerika auf gut 
ein Zehntel der Verluste im Zuge von Produktivi-
tätsfortschritten geschätzt. Da die Arbeitsprodukti-
vität in Entwicklungsländern erheblich niedriger ist 
als in Industrieländern, steht dem Arbeitsplatzver-
lust durch Importsteigerungen in den Industrielän-
dern ein Arbeitsplatzgewinn in Entwicklungslän-
dern gegenüber, der ein Vielfaches der geschätzten 
85 000 Arbeitsplätze beträgt. 

Diese Zahlen sind fiktive Werte; sie sind berech-
net unter der Voraussetzung konstanter Nachfrage. 
De facto war die Zahl der Beschäftigten in den 
untersuchten Zweigen in manchen Fällen sogar 
höher als 1961, da die Nachfragesteigerung die an-
deren Effekte überkompensierte. Zudem wurde 
unterstellt, daß alle importierten Güter einer 
Branche mit heimischen Produkten konkurrieren. 
Die Durchschnittswerte lassen ferner nicht erken-
nen, inwieweit sich die Importe auf bestimmte Ar-
tikel konzentrieren, so daß einzelne inländische 
Hersteller dieser Produkte erheblich stärker betrof-
fen werden können, als die Branchenzahlen zeigen. 

Die sehr groben Untersuchungsmethoden und das 
lückenhafte statistische Material lassen es ratsam 
erscheinen, solchen Werten mit größter Vorsicht zu 
begegnen. Sie können indes fraglos dahingehend 
interpretiert werden, daß der Produktivitätsfort-
schritt von den Industrieländern erheblich mehr 
Anpassungsanstrengungen erfordert als die ver-
mehrte Einfuhr industrieller Güter aus Entwick-
lungsländern. 

3International Labour Office: Some labour implications 
of increased participation of developing countries in trade in 
manufactures and semi-manufactures, Genf 1968. 

4 Die absolute Zahl der Beschäftigten, die ihren Arbeits-
platz aufgrund wachsender Importe (a) bzw. gestiegener 
Arbeitsproduktivität (b) verloren hätten, wurde folgender-
maßen bestimmt: 

(I 1965 - I 1961) ' 100 

a) BcB 1961 P 
1961 

Beschäftigte 1965 Produktion 1965  
b) B — B 1961 (1 Beschäftigte 1961 ' Produktion 1961 ) 

Dabei sind: B = Beschäftigte, I = Import, P = Produktion. 
s Die acht Gruppen industrieller Produkte wurden aus-

gewählt nach ihren Anteilen an der Einfuhr und/oder hoher 
Wachstumsraten beim Import der Industrieländer aus Ent-
wicklungsländern. Es handelt sich dabei um bearbeitete Nah-
rungsmittel, Textilien, Bekleidung, Schuhwaren, Holzprodukte, 
Leder und Lederprodukte, chemische Produkte und Metall-
waren (ohne Maschinen und Transportausrüstungen). 
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